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Preußiſche Geſetzſammlung 


—— Nr 34.— 


ee 
Inhalt: Wegeordnung für die Provinz Poſen, S. 243. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, 

Urkunden uſw., S. 257. 


(Nr. 10841.) Wegeordnung für die Provinz Poſen. Vom 15. Juli 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für die Provinz Poſen, was folgt: 


Erſter Titel. 


Von den öffentlichen Wegen im allgemeinen. 


81. 

Das gegenwärtige Geſetz betrifft, abgeſehen von den in den §9 3 und 52 
enthaltenen Beſtimmungen, die öffentlichen Wege mit Ausnahme der Kunſt⸗ 
ſtraßen (Artikel III § 12 des Geſetzes vom 20. Juni 1887, Geſetzſamml. S. 301). 

Es findet 

1. auf Leinpfade, 

2. auf die nach den Deichordnungen und Deichſtatuten zugleich als Ver— 

kehrswege dienenden Deiche und Dämme, 

3. auf Brücken und Fähren über die ſchiffbaren Teile von Gewäſſern 
nur inſoweit Anwendung, als ſie nach der Beſtimmung der Beteiligten Beſtand⸗ 
teile der öffentlichen Wege ſind. 


2. 

Öffentliche Wege find Wege, die mit öffentlich- rechtlicher Wirkſamkeit dem 
allgemeinen Verkehre gewidmet ſind. 

Beſchränkungen des allgemeinen Gebrauchs nach der Eigenſchaft der Wege 
als Reit-, Radfahr⸗ oder Fußwege oder nach ihrer beſonderen Beſtimmung als 
Mühlen⸗, Kirchen-, Schul-, Waldzufuhrwege und dergleichen heben ihre Eigen— 
ſchaft als öffentliche Wege nicht auf. 


Dadurch, daß Wege als Koppel, Feld-, Holzwege und dergleichen einer 
Mehrheit (Genoſſenſchaft, Intereſſentenſchaft uſw.) zuſtehen, oder der feld⸗, flur⸗ 
oder forſtpolizeilichen Aufſicht unterliegen, wird für fie die Eigenſchaft als öffent— 
liche Wege nicht begründet. 
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Fahrwege dürfen von jedermann zum Gehen, Reiten, Radfahren, Fahren 
und Viehtreiben benutzt werden. Unbeſchadet privatrechtlicher Befugniſſe zu einer 
anderweiten Benutzung ſteht jedermann die Benutzung der Fußwege nur zum 
Gehen, der Reitwege nur zum Reiten, der Radfahrwege nur zum Radfahren frei. 

Dauernde Beſchränkungen der Benutzung der Wege können im Intereſſe 
der Sicherheit des Verkehrs auf den Wegen und ihrer baulichen Unterhaltung 
durch Polizeiverordnung angeordnet werden. Sie ſind tunlichſt durch Warnungs⸗ 
tafeln zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 


§ 5. 

Der Wegebaupflichtige hat die Ausführung und die Veränderung der von 
den zuſtändigen Behörden feſtgeſtellten Bahnübergänge, Brücken, Durchläſſe und 
Drainagen innerhalb des Wegegebiets zu geſtatten. Vor Feſtſtellung des Planes 
hat die Anhörung der Wegepolizeibehörde und des Wegebaupflichtigen zu erfolgen. 

Die Wegepolizeibehörde kann in dringlichen Fällen genehmigen, daß die 
Ausführung derartiger Anlagen durch die gerichtliche Feſtſetzung der Entſchädigung 
nicht aufgehalten werde. 

Eine Entſchädigung iſt in allen Fällen nur ſoweit zu gewähren, als durch 
die Anlagen eine Erſchwerung der Wegebaulaſt oder eine Beeinträchtigung der 
Nutzungen veranlaßt wird. 

Steht das Eigentum oder die Nutzung eines Weges einem anderen als 
dem Wegebaupflichtigen zu, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen gleichfalls 
Anwendung. 

Die Anlage anderweiter Anſtalten innerhalb des Wegegebiets, welche nicht 
durch beſondere Geſetze vorgeſehen ſind, erfordert neben der Genehmigung der 
Wegepolizeibehörde die Zuſtimmung des Wegebaupflichtigen und darf vorher 
nicht ausgeführt werden. Wird die Zuſtimmung verſagt, ſo kann ſie durch Be⸗ 
ſchluß des Kreisausſchuſſes, wenn aber eine Stadt mit mehr bis 10 000 Ein⸗ 
wohnern, ein Kreis oder die Provinz als Wegebaupflichtige beteiligt ſind, durch 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. Eine ſolche Ergänzung kann 
nur erfolgen, wenn der Unternehmer bereit und imſtande iſt, den Wegebau— 
pflichtigen für die ihm durch die Anlage erwachſende Erſchwerung der Wegebau- 
laſt oder Beeinträchtigung der Nutzungen zu entſchädigen. 


$ 6. 

Die an Wegen beſtehenden privatrechtlichen Nutzungs- oder ſonſtigen 
Rechte Dritter müſſen dem Wegebaupflichtigen auf ſein Verlangen, ſoweit dies 
im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs oder zu einer ordnungsmäßigen Wege⸗ 
unterhaltung erforderlich iſt, gegen Entſchädigung abgetreten werden. Bei Be⸗ 
meſſung der Entſchädigung ſind die Laſten, welche dem Berechtigten oblagen, 
von dem Werte der Nutzungs- oder ſonſtigen Rechte in Abrechnung zu bringen. 
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Über die Notwendigkeit der Abtretung ſolcher Privatrechte beſchließt der 
Kreisausſchuß, wenn aber eine Stadt mit mehr als 10 000 Einwohnern, ein 
Kreis oder die Provinz als Wegebaupflichtige beteiligt ſind, der Bezirksausſchuß. 


$ 7. 

Die Feſtſetzung der Entſchädigung ($$ 5 und 6) erfolgt mangels gütlicher 
Einigung durch die Beſchlußbehörde ($ 5 Abſ. 5, § 6 Abi. 2) nach vollſtändiger 
Erörterung mit den Parteien und, ſoweit dies erforderlich, ſachverſtändiger Ab⸗ 
ſchätzung. Gegen den Beſchluß ſteht binnen drei Monaten nach der Zuſtellung 
beiden Teilen der Rechtsweg offen. | 


Die bei der Regulierung oder Verlegung von Wegen entbehrlich werdenden 
Teile der alten Wege, ſoweit daran nicht einem Dritten Eigentums- oder Nutzungs⸗ 
rechte zuſtehen, oder der alte Weg den einzigen Zufuhrweg zu den angrenzenden 
Grundſtücken bildet, fallen unbeſchadet der Beſtimmungen der $$ 33 und 34 
dem Unternehmer der neuen Wegeanlage zu. 


Zweiter Titel. 
Von der Wegebaulaſt. 
I. Im allgemeinen. 
$ 9. 
Die Wegebaulaft begreift, vorbehaltlich der näheren Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes, die öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeit in ſich: 

1. die Wege anzulegen, zu verlegen und einzuziehen; 

2. die Wege dem Verkehrsbedürfnis entſprechend zu unterhalten, zu ver⸗ 

beſſern, zu verbreitern oder zu verengern, 

3. Verkehrshinderniſſe auf den Wegen zu befeitigen ; 

4, die durch Anlegung, Verbeſſerung, Verbreiterung, Verlegung und Ein⸗ 
ziehung von Wegen ſowie durch Umwandlung von Privatwegen in 
öffentliche geſetzlich begründete Entſchädigung zu gewähren. 

Daneben beſteht die Befugnis der Wegepolizeibehörde, den Urheber von 

Verkehrshinderniſſen zu ihrer Beſeitigung in Anſpruch zu nehmen. 


| $ 10. 
Die Wegebaulaſt erſtreckt ſich in gleicher Weiſe auf alle zur Vollſtändigkeit, 


zum Schutze und zur Sicherheit der Wegeanlage und ihrer Benutzung nötigen 
Anſtalten und Vorrichtungen, namentlich Brücken und Fähren über die nicht 
ſchifbaren Teile von Gewäſſern, Furten, Durchläſſe, Gräben, Entwäſſerungs⸗ 
anſtalten, Böſchungen, Baumpflanzungen, Schutzgeländer, Wegweiſer, Warnungs⸗ 
tafeln und dergleichen ſowie auf alle zur Verhütung oder Beſeitigung nach⸗ 
teiliger Folgen der Wegeanlage erforderlichen Vorrichtungen. 
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§ 11. 
Die Wegebaulaſt begreift nicht in ſich: 
1. die Anlegung und Unterhaltung von Anſtalten und Vorrichtungen, 
welche einem der Wegeanlage fremden Zwecke dienen; 
2. die Beleuchtung der Wege; 
3. innerhalb der Städte und ländlichen Ortſchaften die Schneeräumung 
und die Reinigung der Straßen und Plätze; 
zu 1 jedoch mit der aus § 12 erſichtlichen Maßgabe. 


$ 12. 

Die im § 11 unter 1 erwähnten Anftalten und Vorrichtungen unterftehen 
in wegepolizeilicher Beziehung der Wegepolizeibehörde. 

Der Unternehmer dieſer Anſtalten und Vorrichtungen und ſeine Beſitz— 
nachfolger find mangels einer anderweiten unter Zuſtimmung der Wegepolizei— 
behörde getroffenen Vereinbarung mit dem Wegebaupflichtigen zur Unterhaltung 
und Wiederherſtellung des benutzten Wegeteils verpflichtet. 

Sie haben für dieſe Verpflichtung dem Wegebaupflichtigen auf Verlangen 
Sicherheit in der von der Beſchlußbehörde ($ 5 Abſ. 5) zu beſtimmenden Art 
und Höhe zu beſtellen. Das Reich, der Staat und die Kommunalverbände ſind 
zur Sicherſtellung nicht verpflichtet. 

Bei Wegfall oder Unvermögen der hiernach Verpflichteten iſt die Wege— 
polizeibehörde berechtigt, an ihrer Stelle von dem Wegebaupflichtigen das in 
wegepolizeilicher Beziehung Erforderliche zu verlangen. 


II. Bezüglich der Provinzial-, Kreis- und Gemeindewege. 
$ 13. 


Die Wege find vorbehaltlich der Beſtimmungen in $$ 23 ff. und §8 42, 
43, 44, 50 entweder Provinzialwege oder Kreiswege oder Gemeindewege. 


$ 14. 

Provinzial» oder Kreiswege find Wege, an denen die Wegebaulaſt der 
Provinz oder einem Kreiſe zufolge freiwilliger Übernahme oder auf Grund einer 
geſetzlichen Beſtimmung dauernd obliegt. 

Als übernommen im Sinne des vorſtehenden Abf. gilt die Wegebaulaſt 
insbeſondere hinſichtlich derjenigen Wege, welche aus der ſtaatlichen Unterhaltung 
vertragsmäßig dauernd in die Unterhaltung eines der vorgenannten Kommunal⸗ 
verbände übergegangen ſind. 

$ 15. 


Für die Provinzial und Kreiswege find Verzeichniſſe anzulegen und auf 
dem Laufenden zu erhalten. Ebenſo können Gemeindewege-Verzeichniſſe angelegt 
werden für ſolche Wege, deren Eigenſchaft als Gemeindeweg nach dem Einver- 
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ſtändniſſe der Rechtsbeteiligten oder zufolge rechtskräftiger Urteile als feſtſtehend 
zu erachten iſt. 

Die Verzeichniſſe und ihre Abänderungen und Ergänzungen ſind durch das 
Amts- und das Kreisblatt bekanntzumachen. 

Die Verzeichniſſe begründen vorbehaltlich des Gegenbeweiſes die Vermutung 
für die Richtigkeit ihres Inhalts. 


$ 16, 

Die Wegebaulaft an den Gemeindewegen liegt vorbehaltlich der Beſtimmung 
im § 20 derjenigen Gemeinde ob, durch deren Bezirk dieſe Wege führen. Die 
Beſtimmung des § 14 Abſ. 2 findet auf Gemeindewege entſprechende Anwendung. 
Die Heranziehung der Gemeindeangehörigen erfolgt nach den für Kommunal 
abgaben maßgebenden Beſtimmungen. 

Die Unterverteilung der Wegebaulaſt nach örtlich begrenzten Wegebau— 
ſtrecken innerhalb der Gemeinden iſt vorbehaltlich der Beſtimmungen im § 17 
dieſes Geſetzes und im § 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Ver— 
änderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 
2. Juli 1875 GGeſetzſamml. S. 561) unzuläſſig. 


$ 17. 


Die Wegebaulaſt an den Bürgerſteigen in den Städten und an den Fuß⸗ 
wegen zur Seite der Fahrſtraßen innerhalb des Ortsberings ländlicher Ortſchaften 
liegt den Gemeinden ob, ſofern nicht ein anderer rechtlich dazu verpflichtet iſt. 
Durch Ortsſtatut kann mit Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde dieſe Wegebaulaſt 
der Gemeinde den Eigentümern der angrenzenden Grundſtücke ganz oder in 
einzelnen Beziehungen auferlegt werden. Ortsſtatuten und Obſervanzen dieſes 
Inhalts werden aufrecht erhalten. 


§ 18. 

An Grenzwegen liegt die Wegebaulaſt den angrenzenden Gemeinden ge- 
meinſchaftlich zu gleichen Teilen ob, falls nicht nachweislich die Gemeindegrenze 
längs der einen Seite des Weges hinläuft. Dieſe Beſtimmung findet ſinngemäß 
Anwendung auf Brücken, Durchläſſe und Fähren über Gewäſſer, die auf der 
Grenze zwiſchen verſchiedenen Gemeinden liegen. 

Über die Erfüllung der gemeinſamen Wegebaulaſt an ſolchen Grenzwegen, 
⸗brücken, ⸗durchläſſen oder ⸗fähren iſt eine Vereinbarung unter den Beteiligten 
zu treffen. Die Vereinbarung bedarf der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes, wenn 
aber eine Stadt beteiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 

In Ermangelung einer Verſtändigung unter den Beteiligten, oder wenn 
die Beſtätigung der Vereinbarung endgültig verſagt iſt, wird die Erfüllung der 
Wegebaulaſt nach Anhörung der Beteiligten von dem Kreis- oder Bezirksaus— 
ſchuſſe geregelt. 
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$ 19. 


Gemeinden können mit nachbarlich belegenen Gemeinden zur gemeinſamen 
Erfüllung der Wegebaulaſt nach den Beſtimmungen des Titels IV der Land⸗ 
gemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 3. Juli 1891 
(Geſetzſamml. S. 233) zu Wegeverbänden verbunden werden. 

Auf bereits beſtehende Wegeverbände finden dieſe Beſtimmungen fortan 
ſinngemäß Anwendung. 
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Gemeinden können auch zur Teilnahme an der Wegebaulaſt hinſichtlich 
außerhalb ihres Gemeindebezirkes belegener Gemeindewege herangezogen werden, 
ſoweit dieſe Wege überwiegend ihrem Verkehrsintereſſe dienen. Ene Heran⸗ 
ziehung iſt nicht zuläſſig hinſichtlich ſolcher Wege, welche zur Bebauung beſtimmt 
ſind oder bei welchen nach den Umſtänden anzunehmen iſt, daß ſie hierzu ver⸗ 
wendet werden ſollen. 

Über die Heranziehung ſowie über die Verteilung der Wegebaulaſt beſchließt 
in Ermangelung gütlicher Vereinbarung der Kreisausſchuß, wenn aber eine Stadt 
mit mehr als 10 000 Einwohnern beteiligt iſt, der Bezirksausſchuß. 


§ 21. 


Durch Vereinbarung der Beteiligten können Provinzialwege in die Klaſſe 
der Kreis⸗ oder Gemeindewege, Kreiswege in die Klaſſe der Gemeindewege ver⸗ 
ſetzt werden. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Wegepolizeibehörde 
und erforderlichenfalls der Kommunalaufſichtsbehörde. 

Kommt eine Vereinbarung nicht zuftande, fo beſchließt der Bezirksausſchuß 
bei Provinzialwegen auf Antrag der Provinz, bei Kreiswegen auf Antrag des 
Kreiſes unter Berückſichtigung der Verkehrsbedeutung der Wege über die Ver⸗ 
ſetzung in eine niedere Klaſſe. In die Klaſſe der Gemeindewege dürfen nur ſolche 
Wege verſetzt werden, welche nicht einem über die bloß örtlichen Verbindungen 
hinausgehenden größeren Verkehre dienen. 

Der Bezirksausſchuß hat in jedem Falle nach billigem Ermeſſen die Höhe 
der Entſchädigung feſtzuſetzen, welche dem die Wegebaulaſt übernehmenden Teile 
zu gewähren iſt, und kann außerdem die Verſetzung in eine niedere Klaſſe davon 
abhängig machen, daß ein anderer Weg ganz oder zum Teil in eine höhere 
Klaſſe verſetzt wird. 

§ 22. 

Hat ein Wegebaupflichtiger mit Genehmigung der Wegepolizeibehörde und 

erforderlichenfalls der Kommunalaufſichtsbehörde die Verpflichtung übernommen, 


einen Weg in beſtimmter Art herzustellen oder zu unterhalten, jo kann er von 
der Wegepolizeibehörde zur Erfüllung dieſer Verpflichtung angehalten werden. 
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III. Bezüglich der e bei denen die Wegebaulaſt auf beſonderem 
öffentlich-rechtlichen Titel, insbeſondere auf einem Hebungsrechte, 
een beruht. 
$ 23. 

Wege, an denen die Wegebaulaft auch nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes nicht der Provinz, einem Kreiſe oder einer Gemeinde, ſondern einem 
auf Grund beſonderen Titels Verpflichteten obliegt ($$ 26, 40 und 41), find 
zu unterhalten wie die Gemeindewege. Die Beſtimmung des § 22 findet auf ſie 
Anwendung. i 

9 24. 

Der auf Grund beſonderen Titels ohne Hebungsrecht ($ 26) Verpflichtete 
kann ſeine Verpflichtung durch Zahlung einer jährlichen Geldrente an den gemäß 
dem Abſchnitte II dieſes Titels Verpflichteten ablöſen. Ingleichen kann dieſer die 
Ablöſung der auf beſonderem Titel beruhenden Verpflichtung verlangen. Die 
Höhe der Geldrente iſt nach dem Maße der Wegebaulaſt, welche der beſondere 
Titel bedingt, zu bemeſſen. f 

Der Verpflichtete kann jederzeit durch einmalige Zahlung des fünfund⸗ 
zwanzigfachen Betrags der Geldrente von deren ferneren Zahlung ſich befreien. 
Neben dieſer Ablöſungsſumme iſt die noch nicht fällige Rente nach Verhältnis 
der ſeit dem letzten Fälligkeitstermine verfloſſenen Zeit zu zahlen. Hinſichtlich des 
Ablöſungsverfahrens finden die § 27 und 32 Anwendung. 


8 25. 

Gerät ein auf Grund beſonderen Titels ohne Hebungsrecht Verpflichteter 
in Vermögensverfall und geht die Verpflichtung nicht auf einen leiſtungsfähigen 
Dritten über, ſo tritt die Wegebaulaſt des nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ſonſt Verpflichteten in Kraft. 


$ 26. 

Wenn für die Benutzung von Wegen eine Abgabe (Wege⸗, Pflafter-, 
Damm, Brücken-, Fährgeld und dergleichen) zu entrichten ift, jo liegt die Wege⸗ 
baulaſt an Stelle des nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten 
dem Hebungsberechtigten und zwar, ſoweit nicht bei Verleihung des Hebungs⸗ 
rechts abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, in dem nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes zu beſtimmenden Umfang ob. 


§ 27. 

Genügen die Verkehrsanſtalten in derjenigen Beſchaffenheit, in welcher ſie 
der Hebungsberechtigte nach den bei Verleihung des Hebungsrechts getroffenen 
Beſtimmungen zu unterhalten verpflichtet iſt, nicht den nach dieſem Geſetze zu 
ftellenden Anforderungen und erklärt ſich der Hebungsberechtigte nicht innerhalb 
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der von der Wegepolizeibehörde geſtellten Friſt bereit, ſie dieſen Anforderungen 
entſprechend zu verändern und zu unterhalten, ſo tritt die Wegebaulaſt des nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten ein. 

Der Hebungsberechtigte iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Verkehrsanſtalten 
jenem Verpflichteten zu Eigentum abzutreten. Dem Hebungsberechtigten ſteht 
für den ihm aus der hiermit verbundenen Aufhebung des Hebungsrechts er— 
wachſenden Verluſt in den Grenzen und nach Maßgabe der Verordnung vom 
16. Juni 1838, die Kommunikationsabgaben betreffend, (GGeſetzſamml. S. 353) 
eine Entſchädigung zu. Dieſe iſt von dem in die Wegebaulaſt eintretenden Wege— 
baupflichtigen zu leiſten und wird nach Maßgabe der genannten Verordnung mit 
den nachfolgenden Abweichungen feſtgeſtellt. 

Der Entſchädigungspflichtige iſt gleich dem Hebungsberechtigten bei dem 
Verfahren zuzuziehen und mit ſeinen Erklärungen zu hören. Von den zuzu⸗ 
ziehenden beiden Sachverſtändigen wird je einer von dem Hebungsberechtigten 
und dem Entſchädigungspflichtigen ernannt. Bei der Abſchätzung des Hebungs— 
rechts wird der der Abſchätzung vorausgegangene ſechsjährige Zeitraum zu Grunde 
gelegt. 

$ 28. 

Geraten derartige Verkehrsanſtalten wegen Unvermögens des Hebungs— 
berechtigten in Verfall und kann ihre vorſchriftsmäßige Unterhaltung nicht durch 
Übernahme ſeitens eines leiſtungsfähigen Dritten oder durch Beſchlaglegung auf 
die Erträge ſichergeſtellt werden, ſo kann dem Hebungsberechtigten ſeine Berechtigung 
entzogen und können die Anſtalten dem nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
ſonſt Verpflichteten zur Unterhaltung überwieſen werden. 

Eine Entſchädigung an den Hebungsberechtigten wird nicht gewährt. 


$ 29. 

Überfteigen die Abgaben, welche für die Benutzung von Wegen zu ent- 
richten ſind, die Unterhaltungs- und Wiederherſtellungskoſten einſchließlich der 
Verzinſung und der Tilgung des Anlagekapitals, ſo ſind ſie auf den Antrag des 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten auf einen dieſen Koſten 
entſprechenden Betrag zu ermäßigen. 

Ebenſo ſind die Abgaben auf den Antrag des nach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten abzulöſen. 

Für den infolge einer ſolchen Ermäßigung oder Ablöſung teilweiſe oder 
ganz fortfallenden Betrag der Hebungen ſteht dem Hebungsberechtigten eine von 
dem Antragſteller zu leiſtende und nach den Beſtimmungen des § 27 feſtzuſtellende 
Entſchädigung zu. ; 
§ 30. 

Auch dem Hebungsberechtigten ſteht das Recht zu, die Aufhebung der mit 
dem Hebungsrechte verbundenen Wegebaulaſt und deren Übernahme ſeitens des 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten zu verlangen, wenn 
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er bereit und imſtande iſt, dieſen für den über den Wert des Hebungsrechts etwa 
hinausgehenden Betrag der Wegebaulaſt zu entſchädigen, und wenn er auf das 
Hebungsrecht ohne Entſchädigung verzichtet. 


§ 31. 
In den Fällen der §8 27, 28 und 30 kann das Hebungsrecht, jedoch nur 
bis zu einem der Vorſchrift des F 29 Abſ. 1 entſprechenden Betrag auf den 
neuen Träger der Wegebaulaſt auf ſein Anſuchen übertragen werden. 


§ 32. 

Über die Verpflichtung zur Abtretung von Verkehrsanſtalten ($ 27), über 
die Ermäßigung und Ablöſung der Abgaben und die dem Hebungsberechtigten 
zu gewährende Entſchädigung ($$ 27 und 29) ſowie über die Übertragung der 
Wegebaulaſt ($ 30) und des Hebungsrechts ($ 31) befchließt der Bezirksausſchuß. 

Gegen den auf die Höhe der Entſchädigung bezüglichen Beſchluß ſteht 
ſowohl dem Hebungsberechtigten als dem Entſchädigungspflichtigen binnen drei 
Monaten nach der Zuſtellung der Rechtsweg offen. 

Über die Entziehung des Hebungsrechts ($ 28) entſcheidet auf Klage der 
Wegepolizeibehörde der Bezirksausſchuß. 


Dritter Titel. 


Don Rechten und Pflichten Dritter in bezug auf den Wegebau. 
§ 33. 

Derjenige, deſſen Grundeigentum zum Zwecke der Regulierung oder Ver⸗ 
legung eines Weges entzogen oder beſchränkt wird, iſt berechtigt, die eigentüm— 
liche Überlaſſung der entbehrlich werdenden Teile des alten Weges ($ 8) zu ver- 
langen, wenn fie mit feinem Grundſtück in unmittelbarem Zuſammenhange ftehen. 
Er iſt verpflichtet, ſolche Wegeteile auf Verlangen des Wegebaupflichtigen auf 
die ihm zu gewährende Entſchädigung in Anrechnung zu nehmen, wenn ſie außer⸗ 
dem mit ſeinem Grundſtücke wirtſchaftlich genutzt werden können. 

Die Entſcheidung über die Berechtigung und die Verpflichtung zur Über: 
nahme der Wegeteile und über die Höhe des auf die Entſchädigung anzurechnenden 
Betrags erfolgt in Ermangelung einer Einigung der Beteiligten ($ 16 des Ge 
ſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874, Geſetzſamml. 
d. 221) gemäß $$ 24 ff. des genannten Geſetzes. Der Antrag auf Übernahme 
iſt in dem nach § 25 daſelbſt vorgeſehenen Termine zu ſtellen. 


§ 34, 

Soweit ſolche Wegeteile nicht zur Entſchädigung G 33) gebraucht werden, 
ſind ſie den angrenzenden Grundeigentümern zur Übernahme für einen ihrem 
Werte entſprechenden Preis anzubieten. 
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Darüber, welche Grundeigentümer und in welchen Anteilen fie zur Über⸗ 
nahme der Wegeteile berechtigt fein ſollen, beſchließt nach Anhörung der Be— 
teiligten der Kreisausſchuß, wenn aber eine Stadt mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern, ein Kreis oder die Provinz als Wegebaupflichtige beteiligt ſind, der 
Bezirksausſchuß. Dieſe Behörden haben dabei zugleich den Übernahmepreis und 
die Friſt feſtzuſetzen, innerhalb welcher die als berechtigt bezeichneten Grumdeigen- 
tümer bei Verluſt ihrer Befugnis über deren Ausübung ſich zu erklären haben. 
Gegen dieſen Beſchluß ſteht nur dieſen Grundeigentümern und nur hinſichtlich 
des Übernahmepreifes binnen drei Monaten nach der Zuſtellung des Beſchluſſes 
der Rechtsweg offen. Bis zum Ablaufe der in dem Beſchluſſe feſtgeſetzten Friſt 
dürfen die Wegeteile nicht anderweit veräußert werden. 


§ 35. 

Entſteht bei Anlegung neuer oder bei Verlegung beſtehender Wege das 
Bedürfnis, Teiche, Lehm⸗, Sand- und andere Gruben mit Einfriedigungen zu 
verſehen, ſo liegen die Einrichtung und Unterhaltung ſolcher Anlagen dem Wege⸗ 
baupflichtigen ob. Waren bereits demſelben Zwecke dienende Anlagen vorhanden, 
ſo hat der Eigentümer in Höhe des ihm durch den Fortfall der Unterhaltung 
dieſer Anlagen erwachſenden Vorteils dem Wegebaupflichtigen eine Entſchädigung 
zu gewähren. ; 

§ 36. 

Wenn die an einem Fahrwege belegenen Grundſtücke mit Bäumen oder 
Hecken beſetzt ſind, müſſen die überhängenden Aſte und Zweige, ſoweit nötig, 
auf- Verlangen der Wegepolizeibehörde von dem Eigentümer weggeſchafft werden, 
ohne daß dadurch ein Anſpruch auf Entſchädigung begründet wird. 

Wo eine Straßen- und Baufluchtlinie auf Grund des Geſetzes, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und länd⸗ 
lichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) nicht beſteht, kann 
die Wegepolizeibehörde verlangen, daß bauliche Anlagen aller Art, Einhegungen, 
Bäume und Sträucher, welche in Zukunft auf ſolchen Grundſtücken angebracht 
werden ſollen, in der zur Austrocknung des Weges erforderlichen Entfernung, 
jedoch höchſtens bis zu drei Metern vom Rande des Weges, vom Wege zurück— 
bleiben. Iſt ein Graben vorhanden, ſo wird er auf dieſe Entfernung an⸗ 
gerechnet. 

Auf Bäume und Sträucher findet die Vorſchrift des Abſ. 2 nur An⸗ 
wendung, ſoweit das Grundſtück ſeither nicht bereits forſtlich genutzt wurde. 


| $ 37. 

Sind, abgefehen von dem Falle des § 11 Abſ. 3, Lohnarbeiter zur Be⸗ 
ſeitigung oder Verhütung zeitweiliger Unterbrechung des Verkehrs infolge von 
Schneefall, Schneewehen, Eisgang, Überſchwemmung oder ſonſtigen Ereigniſſen 
nicht zu beſchaffen, ſo ſind die Einwohner der Gemeinden, innerhalb deren Bezirk 
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ſolche Exeigniffe eingetreten find, ſowie der benachbarten. Gemeinden zur Leiftung 
von Naturaldienſten nach Anordnung der Wegepolizeibehörde verpflichtet. 

Hinſichtlich der Ableiſtung der Dienſte durch Stellvertreter, ihres Erſatzes 
durch Leiſtung eines Geldbeitrags und der Befreiung von Naturaldienſten finden 
die Beſtimmungen des | 68 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
Geſetzſamml. S. 152) entſprechend Anwendung. 

Für die Leiſtung dieſer Dienſte hat der Wegebaupflichtige Entſchädigung 
nach ortsüblichen Sätzen zu gewähren. Mangels gütlicher Einigung wird die 
Entſchädigung vom Kreisausſchuſſe, wenn aber eine Stadt mit mehr als 
10 000 Einwohnern, ein Kreis oder die Provinz beteiligt find, vom Bezirks⸗ 
ausſchuß endgültig feſtgeſtellt. 


Vierter Titel. 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
$ 38. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1908 in Kraft und von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab an Stelle aller bisherigen allgemeinen und beſonderen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechte und Obſervanzen in Beziehung auf die 
Wegebaulaſt, ſoweit ſie nicht ausdrücklich aufrecht erhalten werden. 


$ 39. 

Das Geſetz, betreffend die Ausführung der SS 5 und 6 des Geſetzes vom 
30. April 1873 wegen der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände, vom 
8. Juli 1875 (Gefeßfammt. S. 497), das Geſetz, betreffend die Uberweiſung 
weiterer Dotationen an die Provinzialverbände, vom 2. Juni 1902 Geſetzſamml. 
S. 167), die auf öffentliche Wege bezüglichen Vorſchriften des Geſetzes über 
Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 28. Juli 1892 (Geſetzſamml. S. 225) 
und das Geſetz, betreffend die Vorausleiſtungen zum Wegebau, vom 18. Auguſt 
1902 (Geſetzſeaamml. S. 315) werden von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
nicht berührt. 

Hinſichtlich der Zuständigkeit der Behörden zur Wahrnehmung der in der 
Wegepolizei begründeten Befugniſſe, des Verfahrens und der Rechtsmittel gegen 
die en der Wegepolizeibehörden kommen die Beſtimmungen der $$ 55 
bis 57 des Juſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 (Gefehfamml. S. 237) 
zur Anwendung. Wegen der Zuſtändigkeit und des Verfahrens der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden in Wegebauſachen verbleibt es bei den geſetzlichen Beſtimmungen. 


$ 40. 
Die durch Geſetz begründete Befugnis der Behörden zur beſonderen Regelung 
der Wegebaulaſt wird durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 
51˙ 
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§ 41. 


Die Rechte und Verbindlichkeiten in Beziehung auf den Wegebau aus 
beſonderen Titeln werden inſoweit aufgehoben, als in dieſen die Wegebaulaſt 
bloß nach den bisherigen allgemeinen oder beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, 
Ordnungen, Gewohnheitsrechten und Obſervanzen anerkannt oder feftgeftellt iſt. 

Für Urbarien, gutsherrlich-bäuerliche Regulierungs- und für Gemeinheits- 
teilungs⸗Rezeſſe gilt, ſoweit darin wegebauliche Rechte oder Verbindlichkeiten einer 
Gemeinde oder der ihr durch Grundbeſitz oder Wohnſitz Angehörigen in bezug 
auf ſolche Wege beurkundet ſind, welche innerhalb des Gemeindebezirkes belegen 
ſind, vorbehaltlich des Gegenbeweiſes die Vermutung, daß in ihnen die Rechte 
und Verbindlichkeiten in Beziehung auf den Wegebau nach den bisherigen all— 
gemeinen oder beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheits— 
rechten und Obſervanzen anerkannt oder feftgeftellt ſeien. 


§ 42. 

Verbindlichkeiten des Staates in Beziehung auf den Wegebau, welche auf 
Obſervanzen oder beſonderen Titeln beruhen, die gemäß § 38 und § 41 Abſ. 1 
aufgehoben werden, bleiben beſtehen vorbehaltlich ihrer Ablösbarkeit gemäß § 24. 

Soweit jedoch die Wegebaulaſt gemäß § 14 Abſ. 2 ſeitens der Provinz 
oder eines Kreiſes oder gemäß $ 16 Abſ. 1 von einer Gemeinde übernommen 
iſt, oder ſoweit ftaatliche Verpflichtungen zu einzelnen Wegebauleiſtungen vertrags⸗ 
mäßig der Provinz, einem Kreiſe oder einer Gemeinde dauernd übertragen ſind, 
liegt die Erfüllung nur dieſen als öffentlich rechtliche Verbindlichkeit ob. 


§ 43. 


Die auf § 11 Titel 15 Teil II Allgemeinen Landrechts beruhende öffent— 
lich rechtliche Verpflichtung des Staates zur Unterhaltung der Land- und Heer⸗ 
ſtraßen wird für den Bereich des Fürſtentums Krotoſchin ſolange aufrecht er- 
halten, bis ihre Auslöſung gemäß § 51 Abſ. 2 erfolgt iſt. 


9 44. 


Die bisherigen Verpflichtungen des Reichs zur Unterhaltung von Wegen 
werden durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht berührt. 


$ 45. 

Sofern es wegen örtlich vermiſchter Lage oder wegen Unſicherheit der 
Gemeindebezirksgrenzen zur Übernahme der durch Urbarien und gutsherrlich— 
bäuerliche Regulierungs- oder Gemeinheitsteilungs-Rezeſſe geordneten Wegebaulaſt 
durch die Gemeinde einer Abgrenzung der Wegebaulaſt zwiſchen den Beteiligten 
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bedarf, beſchließt der Kreisausſchuß, wenn aber eine Stadt beteiligt ift, der 
Bezirksausſchuß nach Anhörung der Beteiligten. 

Bis zur anderweiten Abgrenzung der Wegebaulaſt bleiben die Beſtimmungen 
der Urbarien und Rezeſſe in Kraft. 


8 46. 


Inſoweit zufolge des Geſetzes, betreffend die anderweite Regelung der Ver— 
pflichtung zur Leiſtung von Hand- und Spanndienſten für die Unterhaltung der 
Land- und Heerſtraßen in der Provinz Poſen, vom 21. Juni 1875 (Geſetzſamml. 
S. 324) bei den Provinzial- und Kreiswegen ($ 14 Abſ. 2) ſowie den Land» 
und Heerſtraßen im Fürſtentume Krotoſchin eine Verpflichtung der ſtädtiſchen 
und ländlichen Gemeinden und der ſelbſtändigen Gutsbezirke zur Leiſtung von 
Hand- und Spanndienſten beſteht, wird fie mit folgenden Maßgaben aufrecht— 
erhalten: 

Dem Hand- und Spanndienſtpflichtigen ſteht es frei, an Stelle der Dienſte 
eine Vergütung in Geld zu leiſten. Der Wert eines Hand- und Spanndienſt⸗ 
tags wird von dem Bezirksausſchuſſe für jeden Kreis nach Anhörung ſeiner 
Vertretung alle fünf Jahre feſtgeſetzt. 

Überſteigt die Leiſtung der Hand- und Spanndienſte im einzelnen Falle 
die Kräfte des Verpflichteten, ſo hat der Kreis ihm eine Beihilfe zu gewähren. 
Über die Notwendigkeit und das Maß der Beihilfe beſchließt im Falle ihrer Ab— 
lehnung auf Antrag des zu Hand- und Spanndienſten Verpflichteten der Bes 
zirksausſchuß. 


§ 47. 


Die Verpflichtung zur Leiſtung der Hand- und Spanndienſte (§ 46) kann 
durch Vereinbarung der Beteiligten unter Genehmigung der Wegepolizeibehörde 
und erforderlichenfalls der Komunalaufſichtsbehörde auf die Provinz und die 
Kreiſe, denen die Wegebaulaſt obliegt ($ 14 Abſ. 2 und § 51 Abſ. 2), über⸗ 
tragen werden. 

Kommt eine Vereinbarung nicht zuſtande, ſo beſchließt auf Antrag eines 
Beteiligten der Bezirksausſchuß unter Berückſichtigung der Leiſtungsfähigkeit nach 
billigem Ermeſſen, ob und gegen welche Entſchädigung die Übertragung der Ver— 
pflichtung zur Leiſtung der Hand- und Spanndienſte zu erfolgen hat. 

Dem Antrage darf nur ſtattgegeben werden, wenn der Weg einem über 
die bloß örtlichen Verbindungen hinausgehenden größeren Verkehre dient und 
wenn ſeitens des zu Hand- und Spanndienſten Verpflichteten der Einleitung des‘ 
Ablöſungsverfahrens nicht innerhalb einer vom Bezirksausſchuſſe geſetzten Friſt 
widerſprochen wird. Trotz Widerſpruchs muß jedoch dem Antrage ſtattgegeben 
werden, ſoweit die Provinz oder ein Kreis einen ſolchen Weg kunſtmäßig be— 
feſtigt oder eine derartige Befeſtigung beſchloſſen hat. 
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$ 48. 


Das Eigentum des Staates an Land und Heerſtraßen geht an diejenigen 
Kommunalverbände über, welchen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes die Wege⸗ 
baulaſt hinſichtlich des betreffenden Weges obliegt. 


$ 49. 
Die auf Gemeinden bezüglichen Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf 
Gutsbezirke entſprechende Anwendung. 

Können Anordnungen der Wegepolizeibehörde über den Bau oder die Unter⸗ 
haltung von Wegen im Bereich eines Gutsbezirkes, der nicht ausſchließlich im 
Eigentume des Gutsbeſitzers ſteht, ohne Uberbürdung des Gutsbeſitzers nicht er⸗ 
laſſen oder nicht ausgeführt werden, ſo kann der Kreisausſchuß auf Antrag, 
wenn eine Vereinbarung unter den beteiligten Grundeigentümern über die ge⸗ 
meinſchaftliche Aufbringung der Koſten nicht getroffen wird, anordnen, daß bis 
zur anderweiten Regelung der kommunalen Verhältniſſe des Gutsbezirkes an der 
Aufbringung der Koſten der Wegebaulaſt auch andere Grundeigentümer des 
Gutsbezirkes teilzunehmen haben. 

Die Verteilung der Koſten hat nach billigem Ermeſſen und unter Berück— 
ſichtigung der Leiſtungsfähigkeit ſowie des Nutzens, der dem einzelnen Grund⸗ 
eigentümer aus dem Wegebau erwächſt, zu geſchehen. 


$ 50. 


Soweit die Wege über Grundſtücke führen, die einer Gemeinde oder einem 
ſelbſtändigen Gutsbezirke noch nicht angeſchloſſen ſind, liegt in Ermangelung eines 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſonſt Verpflichteten die Wegebaulaſt den 
Eigentümern dieſer Grundſtücke ob. 


$ 51. 


Privatrechtliche Verpflichtungen zur Unterhaltung von Wegen ſind ablösbar 
gemäß $ 24 und werden im übrigen vorbehaltlich der Beſtimmungen in § 14 
en $ 16 Abſ. 1 und § 42 Abſ. 2 von den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht 

erührt. 

Hinſichtlich der Land- und Heerſtraßen im Fürſtentume Krotoſchin finden 
die Vorſchriften des Abſ. 1 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Unterhaltungs- 
verpflichtung durch Ablöſung bei Wegen, die einem über die bloß örtlichen Ver⸗ 
bindungen hinausgehenden größeren Verkehre dienen, nur auf die Kreiſe, im 
übrigen auf die Gemeinden übertragen werden kann. Die Kreiſe und die Ge 
meinden ſind ihrerſeits befugt, die Ablöſung nach gleichen Grundſätzen zu ver⸗ 
langen. Auf Antrag beſchließt der Bezirksausſchuß nach vollſtändiger Erörterung 


mit allen Beteiligten, ob die Ablöſung an die Kreife oder die Gemeinden ftatt- 
zufinden hat. f 

Soweit ein öffentliches Intereſſe beſteht, iſt die Wegepolizeibehörde befugt, 
die Ablöſung nach Maßgabe der beiden vorhergehenden Abſ. zu beantragen. 


$ 52. 

Auf nichtöffentliche Wege, deren Benutzung einem beſtimmten Perfonen- 
kreiſe zuſteht, (Intereſſentenwege, § 3) findet, wenn das Gemeinſchaftsverhältnis 
nicht durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründet iſt, das Geſetz, betreffend 
die durch ein Auseinanderſetzungsverfahren begründeten gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten, vom 2. April 1887 (Gefegfamml. S. 105) mit der Maßgabe ſinn⸗ 
gemäß Anwendung, daß an Stelle der Auseinanderſetzungsbehörde der Kreis- 
ausſchuß, in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksausſchuß 
beſchließt und, ſoweit erforderlich, den Beitragsmaßſtab feſtſtellt. Hinſichtlich der 
Beteiligung und des Beitragsverhältniſſes unter den Beteiligten ſelbſt unterliegt 
die Feitftellung der Anfechtung im Rechtswege binnen drei Monaten nach Zu— 
ſtellung des endgültigen Beſcheids. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch den zuſtändigen Miniſter. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Tromsö, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 15. Juli 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 
Beſeler. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Holle. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: : 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 17. November 1906, betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an die Stadt Poſen zum Erwerbe des 
zur Anlegung zweier Promenadenwege erforderlichen Grundeigentums, 

durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Jahrgang 1907 
Nr. 29 S. 357, ausgegeben am 16. Juli 1907; 

2. das am 10. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Oſtrowiec im Kreiſe Kempen i. Poſen durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 28 S. 339, ausgegeben am 
9. Juli 1907 
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3. das am 10. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage— 
genoſſenſchaft zu Odenhauſen im Kreiſe Wetzlar durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 30 S. 199, ausgegeben am 
25. Juli 1907; 

4. das am 11. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
und Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Althof-Trimmau zu Althof in den 
Kreiſen Friedland und Wehlau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 28 S. 307, ausgegeben am 11. Juli 1907; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juni 1907, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß bei der von der Staatsbauverwaltung auszuführenden 
Verbeſſerung des Schiffahrtweges zwiſchen der Stadt Cleve und dem 
Rhein bei Keeken zur Entziehung und dauernden Beſchränkung des in An— 
ſpruch zu nehmenden Grundeigentums das Enteignungsverfahren zur An— 
wendung gebracht wird, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 27 S. 360, ausgegeben am 6. Juli 1907; 

6. der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juni 1907, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung 
der zur bebauungsplanmäßigen Freilegung der Greifswalder Straße er⸗ 
forderlichen Flächen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 29 S. 325, ausgegeben am 19. Juli 1907; 

7. der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juni 1907, durch welchen der Gemeinde 
Tegel im Kreiſe Niederbarnim das Recht zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des für den von ihr geplanten Hafenbau am 
Tegeler See in Anſpruch zu nehmenden Grundeigentums verliehen worden 
iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der 
Stadt Berlin Nr. 30 S. 331, ausgegeben am 26. Juli 1907; 

8. das am 19. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband des Außendeichs von Dorum- und Cappel⸗Neufeld im Kreiſe 
Lehe durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 29 S. 171, 
ausgegeben am 19. Juli 1907; 

9. das am 19. Juni 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Schwinge- 
wieſengenoſſenſchaft zu Stade im Kreiſe Stade durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Stade Nr. 29 S. 174, ausgegeben am 
19. Juli 1907. 
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